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Der Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe hat einstimmig 

nachstehende Stellungnahme beschlossen. 

 

Der Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hufe stellt aus menschenrecht-

licher Sicht fest, dass es im deutschen Recht eine Schutzlücke für Soldaten und 

Kriegsdienstverweigerer gibt, die sich einem völkerrechtswidrigen Einsatz sowie 

menschenrechtsverletzenden Anweisungen durch Desertion und Flucht nach 

Deutschland entziehen, und fordert den federführenden Innenausschuss auf, für die 

Schließung dieser Lücke zu sorgen. 

 

Zu diesem Zweck bittet der Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe  

den federführenden Innenausschuss, den mitbeteiligten Ausschüssen folgende In-

formationen zukommen zu lassen: 

 

1. Werden die Prozesse gegenüber Deserteuren im früheren Jugoslawien nach 

wie vor nach den Regelungen des erklärten Kriegszustandes vorgenommen, was 

be 

deutet, dass keine Überwachung der Gerichtsverfahren möglich ist, da sie unter 

militärische Sicherheitsbestimmungen fallen und als geheim eingestuft werden? 

 

2. Ist es richtig, dass die Verwaltungsbestimmungen der jugoslawischen 'Gesetze 

zur Befreiung vom Militärdienst in dem Moment, in dem das Kriegsrecht erklärt 

wird, ungültig werden? Dies soll auch rückwirkend für alle Befreiungen gelten, 



die 

vorher erklärt worden sind. 

3. Wird bei den bisherigen deutschen Asylverfahren für Deserteure aus dem frühe 

ren Jugoslawien berücksichtigt, dass es sich bei den Militäraktionen der jugosla 

wischen Armee um Operationen gehandelt hat, die von der Internationalen Ge 

meinschaft schärfstens verurteilt worden sind, so dass es bei den vorgebrachten 

Einwänden „aus Gewissensgründen" keiner spezifischen Beweise für den Gewis 

sensnotstand bedarf?  

 
 
Claudia Roth 

(Augsburg) 
Vorsitzende 

Anden 
Vorsitzenden 
des Innenausschusses 
des Auswärtigen Ausschusses 


